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FDGB unter neuer Flagge
SED bildet Arbeiterkomitees in den Staatsbetrieben

D ie kommunistischen. Gewerkschaften der Sowjetzone haben 
in  den letzten Monaten manche N iederlage erlitten. Nachdem 
sich sogar die SED-Führung öffentlich von der „o ft bürokra­
tischen und arbeiterfeindlichen Tä tigkeit einzelner FD G B- 
Organe“  distanzieren mußte, haben die Zonengewerkschaften 
kaum noch Einfluß auf die A rbeit in den Staatsbetrieben. A ls 
jetzt die A rbeiter auf die W iedereinführung der von der SED 
abgesetzten Betriebsräte drängten, standen die FDGB-Organe 
dieser Forderung ziemlich h ilflos gegenüber. D ie w en ig später 
geforderte „Arbeiterselbstverwaltung“ nach jugoslawischem 
Prinzip  aber veranlaßte die SED, über den FD G B hinweg zu 
handeln. So entstanden die je tz t  vieldiskutierten „Ä rbeiter- 
komitees“ .
W er  sich noch der vorletzten 

Yolkskammersitzung entsinnt, 
m ag sich erinnern, m it welcher 
ungewohnten H eftigk e it U l­
bricht die „Arbeiterselbstver- 
waltung der volkseigenen B e­
triebe“ als „einfach unzumut­
bar“  bezeichnete und ih rer E in­
führung eine tota le „P lan - 
Anarchie“  prophezeite*

Nun m ag man zu dieser Form  
der Betriebsverwaltung stehen, 
w ie  man w ill : Ein größeres 
Chaos, als gegenw ärtig  in den 
YEBs, ließe sich selbst bei an­
fänglichen Pannen nicht den­
ken! W orum  geht es denn bei 
dieser „Arbeiterselbstverwal­
tung“ überhaupt?

w ieder ausgleichen

Arbeiten für wen?
E in  Arbeiter, der heute P ro ­

duktionserfolge erzielt, hat da­
von keinerlei direkten Gewinn. 
D ie übergeordneten M in isterien 
verwenden den durch ihn und 
seine K o llegen  erzielten P ro fit 
fü r immer neue Investitionen in 
den Neugründungen der Schwer- 
und Pvüstungsindustrie. Für den 
Export bestimmte Erzeugnisse 
werden zu Schleuderpreisen auf 
den W eltm arkt geworfen, nur 
damit die Zonenregierung über­
haupt „ins Geschäft kommt“. 
W as die SED dafür im portiert, 
w ird  zu Phantasiepreisen ange- 
boten, wobei sich der Staats­

haushalt 
läßt.

H at ein „vo lkseigener“  Be­
trieb jedoch eine „Selbstver­
w altung“ m it entsprechenden 
Vollmachten, kann diese m it 
den M in isterien auf einer vö llig  
neuen Basis verhandeln. Produ­
ziert der Betrieb m it erheb­
lichem Gewinn, müssen auch die 
Arbeiter an diesen Gewinnen 
bete iligt werden. Bevor der 
Staat die erzielten Gewinne ver­
schleudern kann, überlegt die 
Betriebsverwaltung, welche M it­
tel sie fü r die eigene Autom ati­
sierung zurückbehalten w ill. 
Der Staat bekommt einen ge­
nügend großen prozentualen 
Anteil, im  Rahmen dessen er 
nun selbst haushalten muß. Das 
g ib t einen echten Arbeitsanreiz, 
unrentable Betriebe werden 
Stillgelegt, modernisiert oder in 
der Produktion um gestellt und 
der A rbeiter spürt es an der 
Lohntüte, wenn „sein“ Betrieb 
gut geführt w ird.

Es lieg t auf cfer Hand: W enn 
es eine solche „Arbeiterselbst­
verwaltung“ in  der Sowjetzone 
gäbe, wären die Schaufenster 
wohl gefü llt, w eil die Betriebe 
nach Angebot und Nachfrage 
produzierten, die A rbeiter hät­
ten gerechte Löhne und kein 
U lbricht könnte nach vö llig  
überholten Plänen „G iganten

des Sozialismus“  aus der so­
w jetzonalen Erde stampfen. 
Vom  Geld jener Arbeiter, die 
die SED zu ständig neuen 
Leistungssteigerungen treiben 
möchte.

W as aber sind demgegenüber 
die plötzlich von U lbricht zuge­
standenen „Arbeiterkom itees“ ? 
Es sind aus SED-Funktionären, 
FD G B-M itgliedern  und „P a rte i­
losen“ zusammengesetzte Gre­
mien, deren Kandidaten offiziell 
vorgeschlagen werden, w obei 
eine „W ah l“ nur w en ig  perso­
nellen Spielraum läßt. Diese 
Kom itees können —  w ie  es 
heißt •— an der betrieblichen 
Planaufstellung m itw irken, E in­
sicht in die Geschäftsführung 
nehmen und die Betriebsleitung' 
„ in  personellen Fragen  be­
raten“ . F ü r jede von ihnen vo r­
geschlagene Änderung überneh­
men die Kom itee-M itglieder die 
vo lle Verantwortung. E in Pas­
sus, der a llerlei Gefahren in 
sich b irgt. W esentliche En t­
scheidungen können nur m it 
Zustimmung der zuständigen 
M in isterien oder Hauptverwal­
tungen getroffen werden. Das 
Kom itee darf über die Präm ien­
verteilung mitentscheiden, aber 
nicht über Lohn- und T a r if­
fragen.

Es lieg t auf der Hand, daß 
dies keine „A rbeiterselbstver­
w altung“ ist. Und die entspre­
chenden Instanzen von Parte i 
und Gewerkschaften werden 
rasch die erforderliche Zusam­
mensetzung dieser Kom itees 
arrangieren.

Es lieg t an den Arbeitern, 
w ie  w e it sie diese Kom itees 
entweder — w o der Betrug 
offenkundig w ird  —  boykot­
tieren oder dort, wo es möglich 
ist, zum Forum  echten gew erk­
schaftlichen Kam pfes machen. 
D ie Diskussion um die A rbei­
terselbstverwaltung der VEB  
aber bliebe davon unberührt, , «
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W ir und die 
Ostvölker

D .T . D ie politische Entw ick­
lung im  Raum  zwischen dem 
Eisernen Vorhang und den 
Grenzen der Sowjetunion, der 
von der Ostsee bis zum Schwar­
zen M eer reicht, w ird  heute 
nicht mehr vom Ostpakt ge­
prägt. D er ist, w ie sich in  den 
letzten Wochen geze ig t hat, ein 
Pak t kommunistischer R eg ie ­
rungen, an denen die Völker 
keinen Anteil haben. Sie verlan­
gen vielmehr, daß die sow je­
tischen Truppen, die au f Grund 
des Paktes in ihrer M itte sta­
tion iert sind, das Land verlas­
sen. Sie fordern das als die 
entscheidende Voraussetzung 
ih rer ' inneren Freiheit und äu­
ßeren Unabhängigkeit, die sie 
unter allen Umständen w ieder­
herstellen wollen. D iese Forde­
rung w ird , w ie  immer die g e ­
genw ärtigen  Ereign isse ablau­
fen  werden, nicht mehr ver­
stummen.

Polnische „Gefühle und 
Regungen“

D ie Forderung nach Abzug 
der sowjetischen Truppen er­
hebt auch das polnische Volk, 
obwohl die polnische R eg ie ­
rung, anders als in Ungarn, sie 
sich noch nicht zu eigen  ge­
macht hat. Aus den Reden, m it 
denen Gomulka die öffentliche 
Meinung in Polen zu beschwich­
tigen  sucht, geht das k lar her­
vor. Sie sind eine einzige Mah­
nung zur Ruhe und zur D iszi­
p lin  an die g-egen Moskau re­
bellierende Volksstimmung, —- 
„dam it Po len  nicht in eine Lage  
gerät, in  der sich heute Ungarn 
befindet“ . Diese Gefahr w ill 
Gomulka vermeiden, ohne auf 
die W iederherstellung der po l­
nischen Unabhängigkeit —  na­
türlich im Rahmen der sozia­
listischen Grundlagen des Staa­
tes — zu verzichten. Deshalb 
mahnt er unentwegt zur Beson­
nenheit: „Jeder Pole, der sein 
Land  liebt und sich fü r die 
Sicherheit seiner Nation  verant­
wortlich fühlt, versteht den 
heutigen historischen Augen­
blick. Es g ib t jedoch Bürger 
und Genossen m it heißen K öp­
fen, die sich nicht vom  V er­
stand, sondern nur vom  Gefühl 
und von Regungen leiten las­
sen . «,, Zum W oh le des Vater­

landes und um des Friedens 
w illen  in  unseren Heim stätten 
w erden w ir  Abenteuer und Un­
ruhestiftungen nicht zulassen."

W elche „Gefühle und Regun­
gen " es sind, die Gomulka zu 
m äßigen sucht, das bedarf kaum 
einer Erläuterung. Es sind die 
gleichen Regungen und Gefühle, 
die den ungarischen Volksauf­
stand m it der Forderung be­
herrschten, daß die sowjetischen 
Truppen das Land verlassen 
sollen. Sie sind heute in allen 
Ländern des Ostblocks deutlich 
zu spüren. N u r werden sie in 
Po len  vom kühlen Verstände 
Gomuikas und von dem Ver­
trauen gezügelt, das er genießt. 
In  anderen Ländern des Ost­
blocks werden sie von ganz oder 
halb stalinistischen Regierun­
gen noch in ihrer öffentlichen 
Äußerung niedergehalten. Sie 
sind aber überall lebendig und 
bestimmen die Haltung der in 
den Ostblock eingezwängten 
Völker.

Mehr Mut zum W agn is!
Diese Tatsache ist heute nicht 

mehr zu bezweifeln. W ir  kön­
nen aus ihr, deutlicher-^als es 
bisher möglich war, die F o lg e ­
rung ziehen, daß ein Abzug der 
sowjetischen Truppen mit S i­
cherheit zur inneren Freiheit 
und äußeren Selbständigkeit der 
Ostblock-Völker, führen wird. 
Das ist der Kernpunkt, der das 
Freiheitsstreben dieser Völker 
m it dem deutschen Streben 
nach W iederverein igung ver­
bindet. Den W illen  zu einer 
aktiven „Zurückdrängung“ der 
sowjetischen Macht auf ihr 
eigenes Gebiet, der einmal vor­
übergehend das Leitm otiv  der 
amerikanischen P o litik  war, be­
vo r sie zu der passiven M e­
thode der „Eindämmung" über­
ging, haben diese Völker in 
ihrem natürlichen H unger nach 
F re ihe it von innen her selbst 
übernommen. Das ist eine w ich­
tige  Aufhellung in der interna­
tionalen Lage . Es ist indessen 
nicht anzunehmen, daß Moskau 
seine über Polen .führenden 
Verbindungswege zur sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands 
und seine übrigen militärischen 
Positionen in den Ostländern 
aufgeben w ird, bevor die deut­
sche F rage  und die m it ih r zu­
sammenhängenden Problem e 
ihre Lösung gefunden haben. 
Ih re Lösung w ird  auch den Ost­
völkern den W e g  zu einer na­
türlichen Ordnung auf der

Grundlage innerer Selbstbe­
stimmung und äußerer Unab­
hängigkeit fre i machen. Das ist 
die enge Veraahnung, in  der 
das Freiheitsstreben dieser V ö l­
ker m it der deutschen W ieder­
verein igung steht: das eine fö r­
dert das andere.

Das ist ein Umstand, der die 
politische Bedeutung der 
Deutschlandfrage noch beträcht­
lich erhöht. E r  sollte , deshalb 
auch auf die Staatsmänner des 
Westens von Bonn über Lon ­
don/Paris bis 'Washington einen 
erhöhten Anreiz ausüben, alles 
mögliche und Vertretbare zu. 
tun, um in  der Deutschland­
frage  mit neuen diplomatischen 
M itteln  vorwärtszukommen. Es 
ist durchaus richtig, wenn es 
in  der Entschließung des Kura­
toriums Unteilbares Deutsch­
land, dessen Berliner Tagung 
unverständliches Bedenken in 
Bonn begegnete, heißt, daß das 
Streben nach Freiheit' und Un­
abhängigkeit der osteuropä­
ischen Völker Veränderungen 
herbeigeführt hat. die auch fü r 
die P o litik  der W iederverein i­
gung weitreichende Folgen  ha­
ben können • und die deshalb 
auch genutzt werden sollten. 
W ir  nutzen sie am besten, wenn 
w ir  aus der gegenwärtigen En t­
wicklung den Mut zum größe­
ren R is iko schöpfen. V/ir w is­
sen heute, welche unerhörten 
Opfer und R isiken die Freiheit 
dent-, Völkern des Ostens und 
dem ungarischen Volke vor a l­
lem w ert ist. W ir  sollten ihrem 
Beispiel fo lgen  und die eigene 
Bereitschaft zum Opfer und R i­
siko —  wohlverstanden: zum 
d i p l o m a t i s c h e n  R is iko ! 
—  erhöhen.

Veränderte Maßstäbe
Das kann allerdings nicht 

heißen, daß w ir  big  ̂ zu einer 
Lösung unserer Problem e g e ­
du ldig wartend darauf verzich­
ten, eine den Notwendigkeiten 
unserer Verteid igung angemes­
sene m ilitärische Stärke zu ent­
wickeln. D er kürzlich in  einer 
N ote  Bulganins enthaltene H in ­
weis, daß die Sow jets, wenn sie 
wollten, heute auch ohne R a ­
keten- und Kernwaffen  ganz 
Europa überrennen könnten, ist 
geradezu eine Aufforderung an 
Europa, gemeinsam alles zu 
tun, was das R is iko eines sol­
chen Unternehmens erhöht.

W as w ir  neu bedenken müs­
sen, das lieg t auf dem poli- 

(Forisetaung auf Seite 1)



Lieber L eser!
W ir  ■wollen gern wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
m er der Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. E e g n i
Beriin-Tem pellio f 1 

M anfred-r.-B icliihofen-Str. 2, H

Fa lls  Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
S ie b itte Ih re  Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r  Ih re  
H ilfe .

Berlin. ist die Hauptstadt
Beschlüsse des Kuratoriums Unteilbares Deutschland

• Berlin  (E igenbericht). Das Kuratorium  Unteilbares Deutsch­
land hat zum Abschluß seiner dre itägigen  Berliner Tagung in 
einer B e i he von Entschließungen eine Überprüfung der bis­
herigen W iederverein igungspolitik  sow ie d ie F estigu ng der 
Stellung Berlins als deutsche Hauptstadt gefordert und zu 
Problem en der W iederverein igung Stellung genommen. Gleich­
ze itig  appellierte das Kuratorium  an d ie W estmächte, im. In ter­
esse des Selbstbestimmungsrechtes und des Friedens, ein 
System der Sicherheit fü r Europa zu schaffen, das nicht auf 
einem geteilten , sondern auf einem w iederverein igten Deutsch­
land beruht.

D ie  W iederverein igung könne, 
so heißt es in der Entschlie­
ßung weiter, entscheidend ge­
fö rdert werden, wenn M itte l­
deutschland eine vom  V olk  leg i­
tim ierte Vertretung erhält. D ie 
Überprüfung der W iederverein i­
gungspolitik  w ird  m it der Fest­
stellung begründet, daß in  der 
gegenw ärtigen  weltpolitischen 
Situation das Streben der V ö l­
ker nach Freiheit und Unab­
hängigkeit zu ' Veränderungen 
geführt habe, die auch fü r  die 
P o lit ik  der W iederverein igung 
weitreichende Fo lgen  haben

Grenzposten erschoß Rotarmisten
Schwerer Zwischenfall auf österreichischem Gebiet

W ien (A P ). An der österrei­
chisch-ungarischen Grenze ist es 
zu einem schweren Zwischenfall 
gekommen, bei dem ein sow je­
tischer Soldat von Österreichi­
scher P o lize i auf österreichi­
schem Gebiet erschossen wurde. 
E in  zw eiter wurde gefangenge­
nommen.

Nach M itteilung des P o lize i- 
kommissariates Eisenstadt w a­
ren die beiden Sowjetsoldaten 
bei Pechn itz im  Burgenland auf 
österreichisches Gebiet vo rge­
drungen. E ine Österreichische 
Po lize istre ife  * entwaffnete die 
Sow jets. Beim  Abtransport 
flüchtete einer der beiden R o t­
armisten. D ie Po lizisten  eröff- 
neten das Feuer auf ihn. Der 
Soldat brach m it einem Bauch­
schuß zusammen und erlag  spä­
ter seiner Verletzung.

D ie österreichischen Behörden 
erklärten, sie bedauerten den 
Zwischenfall, .doch müßte auch 
die sowjetische Arm ee die Un­
verletzbarkeit Österreichischen 
Gebietes anerkennen. Dies w er­
de, w ie in diesem Falle, not­
fa lls m it der W affe erzwungen 
werden.

D er Strom der Flüchtlinge 
nach Österreich h ielt w eiter an, 
obwohl d ie sowjetischen Tru p­
pen an der Grenze die Flucht 
w eiter erschwert haben und so­
gar w iederholt auf Flüchtlinge 
schossen, österreichische Repor­
ter, die am F re itag  früh von 
der ungarischen Grenze zurück­
kehrten, teilten  m it, daß in der 
Nacht mindestens 20 ungarische 
F lüchtlinge von sowjetischen 
Soldaten erschossen worden sei­
en. E in  Berichterstatter sagte, 
er habe selbst m it angesehen, 
w ie  die Sow jets drei Ungarn 
niederschossen.

werde. M it  Völkern, die um 
ihre staatliche Unabhängigkeit 
ringen, betonte das K u ra to riu m  
nachdrücklich seine Verbunden- 

■ heit.
Ferner werden Bundestag 

und Bundesrat in  einem A u fru f 
au fgefordert, zu beschließen: 
„Berlin  ist die Hauptstadt 
Deutschlands. D ie Organe der 
Bundesrepublik, die Bundes­
m inisterien und sonstigen In ­
stitutionen des Bundes sollen 
alsbald nach B erlin  verlegt w er­
den, soweit nicht aus zw ingen­
den Gründen einzelne Bundes­
behörden bis zur W iederver­
ein igung noch in  Bonn ver­
bleiben müssen.“  Bauten fü r 
oberste Bundesbehörden sollen 
nur hoch in  B erlin  ausgeführt 
werden. M it dem W iederaufbau 
des alten Reichstages und der 
Errichtung eines neuen Pa rla ­
mentsgebäudes in  Berlin, is t 
nach Ansicht des Kuratorium s 
unverzüglich zu beginnen. 
Außerdem sollen die F re ie  und 
die Technische U niversität zu 
hauptstädtischen Universitäten 
ausgebaut werden. A llen  auf 
Bundesebene tätigen Verbänden 
und Organisationen w ird  nahe­
gelegt, ihren Sitz ebenfalls nach. 
Berlin  zu verlegen. D iese F o r ­
derungen werden im  Bundestag 
als A n trag eingebracht.

Zehn Jahre Berliner Parlament
Festakt im Abgeordnetenhaus

Berlin (E igenbericht), In  An­
wesenheit von Bundespräsident 
Heuss und des Bundesministers 
für Gesamtdeutsche Fragen, 
Jakob Kaiser, hat das Berliner 
Abgeordnetenhaus am Montag 
den 10. Jahrestag des ersten 
Zusammentritts der Berliner 
Stadtverordnetenversammlung 

festlich begangen. In  dem mit 
Blumen und Fahnen ge­
schmückten Sitzungssaal des 
Schöneberger Rathauses waren

die Repräsentanten Berlins, 
zahlreiche Gäste, unter ihnen 
der ehem alige Reichstagspräsi­
dent Pan i Lobe, sowie die drei 
W estberliner Stadtkommandan­
ten erschienen.

Bundespr|isident Heuss er­
klärte, Berlin  habe in der Ver­
gangenheit durch seinen F re i­
heitskampf waffenlos einen Sieg 

Tü r das deutsche Ansehen er« 
rangen.



Die Sowjets im nahen Osten
D T . Auch wenn in den letzten 

Tagen  keine neue Sowjetnoten 
M it „F re iw illig en “  - Drohungen 
die Zuversicht der friedlich  g e ­
sonnenen W e lt  erschütterten, 
kann man nicht von einer fo rt­
schreitenden Besserung der 
weltpolitischen K rise  sprechen. 
D a kommen Meldungen von 
einer Entwaffnung der rumä­
nischen Truppen durch die So­
w jets, von  bulgarischen Un­
ruhen und verschärften Gegen­
sätzen zwischen Jugoslawien 
und dem stalinistischen A lba­
nien. Es kommen schwer nach­
prüfbare, aber m it allen bösen
Wahrscheinlichkeiten behaftete 
Nachrichten von bevorstehenden 
kommunistischen Aktionen in 
Syrien Der Ostblock gärt wei­
ter Aber der Nahe Osten 
brennt, und der UN-Löschzug 
am Suez dürfte kaum über ge­
nügend Schläuche verfügen, die­
ses weiterschwelende Feuer zu 
beseitigen. Hinter allem stecht 
Moskau, scheinbar unbeteiligt. 
Aber das eine ist festzustellen, 
daß Moskau zumindest die weit­
reichende Lunte gelegt hat. die 
in Ägypten angesteckt wurde.

Und die Türkei?
Die Türkei warnt vor diesen 

Möglichkeiten in Syrien, die 
den politischen Himmel erneut 
verdüstern. Die Türkei ist le­
diglich interessiert am Vermei­
den einer neuen Katastrophe m 
der arabischen Welt. Trotz des 
Bagdad-Paktes mH Pakistan. 
Irak Iran und Großbritannien 

■ b illigt sie keineswegs Edens 
Vorgehen gegen Ägypten, wie 
es übrigens auch nicht die an­
deren Teilnehmer des Bagdad- 
Paktes tun. Die Türkei muß 
aber schon durch ihre Lage ein 
wachsames Auge haben auf alle 
aggressiven und subversiven 
Aktionen des Kommunismus m 
ihrer Umgebung. Und diese 
Türkei stellt die Möglichkeit 
eines neuen durch die sowje­
tischen Waffenlieferungen vor­
bereiteten Coups mit Ausgangs­
punkt Syrien fest. Die Türkei 
warnt. Es ist an der Zeit und 
sollte zu einem tiefgründigen, 
aber schnellen Denken und 
Handeln der UN beitragen, sich 
mit dem blutigen Geschäft der
Waffenlieferungen und damit

der Unruhestiftung entschei­
dend zu befassen. Zumal dies 
auch die Vorstufe a ller .F reiw il­
ligen-Aktionen ist, die-man seit 
dem spanischen Bürgerkrieg  zu 
unrecht als etwas Vergangenes 
abgetan hatte.

Moskau denkt nickt daran
W as aber können die Verein­

ten Nationen hier Fortschritt­
liches beschließen und vor a l­
lem : zur allgemeinen und inter­
nationalen Durchführung brin­
gen? W as kümmert das die So­
w jets?  D ie Sowjets, deren V er­
halten in  Ungarn so deutlich 
zeigt, w ie w en ig  sie sich von 
UN-Beschlüssen imponieren las­
sen? D ie U N  mögen die Situa­
tion am Suez weitgehend ge­
rettet und durch das entschlos­
sene E ingre ifen  ihr.es General­
sekretärs —  vielleicht —  eine 
w eltw eite Ausdehnung des K on ­
flikts verhindert'haben. Aber es 
bleibt Tatsache, daß die W est­
mächte, England und Frank­
reich, wenn auch w iderstrebend 
die U N  respektieren, während 
Moskau gar nicht daran denkt. 
Gewisse K re ise  im  W esten 
scheinen tatsächlich der M ei­
nung zu sein, die Sow jets seien 
bereit, Vernunft anzunehmen. 
Doch darauf zu bauen, jeden­
fa lls je tz t  in  diesem Augen­
blick, ist nicht nur gewagt, 
sondern überaus gefährlich. 
Ih re Brutalität in  Ungarn und 
im  besonderen ih r aufschluß­
reiches Vorgehen gegen  Im re

N a gy  lassen so starke Zw eife l 
an einer vernünftigen B ereit­
schaft Moskaus in der Gegen­
w art auf kommen, daß es kaum 
zu fassen ist, wenn.Oppositions­
po litiker just in  diesem Augen­
blick M öglichkeiten fü r fo rt­
schrittliche Lösungen zu sehen 
vorgeben, um die a lte  These von 
der Neutralisierung Deutsch­
lands zu erhärten, während die 
weitgehend neutralen westlichen 
Nachbarländer der Sowjetunion, 
w ie Jugoslawien und das neue 
Polen, um ihre Existenz bangen 
und zu weitgehenden Konzes­
sionen an Moskau bereit sein 
müssen.

Suche nach dem Sündenbock
Die Notwendigkeit, eine feste 

und in sich gefügte Gemein­
schaft zu bilden, w ar fü r  die 
fre ien  Völker nie zwingender 
als jetzt. D ie britisch-franzö­
sische Extratour zum Suez 
macht das am deutlichsten. Es 
scheint, als habe man das in 
Paris  erkannt, als beginne man 
dort realistisch endlich einzu­
sehen, daß es nicht mehr im 
„nationalen“ Stile des 19. Jahr­
hunderts geht. In  Paris  ist 
diese Einsicht eher festzustellen 
als das unselbstkritische Suchen 
nach einem Sündenbock, der in 
diesem F a lle  der Amerikaner 
wäre —  obgleich er es ist, der 
besonnen nicht nur dem W e lt­
frieden dient, sondern auch das 
vö llige  Äbsinken der arabischen 
W e lt  in den sowjetkom munisti­
schen Sumpf verhindert.

Boykott gegen Sowjetschiffe
Der zweite Fall in Dänemark

Kopenhagen (D P A ). Zum 
zweitenm al . binnen w en iger 
Tage ist in  einem dänischen 
Hafen  ein sowjetisches Schiff 
boykottiert worden. Das sow je­
tische Motorschiff „Korssakow “ 
konnte am Dienstag in dem jü t- 
läiidiseherL Hafen  Frederikshavn 
keine Maschinenreparatur durch­
führen. Verschiedene dänische 
F irm en  weigerten sich, den 
Au ftrag  zu übernehmen.

Bereits am vergangenen Sonn­
abend hatten sich dänische H a­
fenarbeiter gew eigert, das so­
w jetische Frachtschiff „W ja - 
tscheslaw M olotow" im Hafen 
von Kopenhagen zu beladen. 
Das Schiff mußte nach London

weiterfahren, ohne die bereit­
liegende Ladung an Bord zu 
nehmen.

Atomversuche 
bei UN anmelden

N ew  York (D P A ). D er nor­
wegische Außenminister Lange 
hat in der allgemeinen Debatte 
der UN-Vollversam m lung vo rge­
schlagen, daß alle Versuche mit 
Kernwaffen  in Zukunft im  vor­
aus den U N  angesagt werden 
sollten. Eine derartige Verein ­
barung könnte ein erster Schritt 
fü r eine Regelung der F rage ' 
der Atomwaffenversuche sein. 
M öglicherweise könnte damit 
auch eine V erm inderung  der 
Versuche erreicht werden.



So sind sie te irk lid ii

Sonntagsredner der Einheit
T i [  er vergangene W oche die 
* »  von tiefem  Ernst und 

echter Verantwortung getra­
gene Tagung des „Kuratoriums 
Unteilbares Deutschland“ ve r­
fo lgte, m ag sich ernstlich fra ­
gen : W as w ird  in diesen Mona­
ten eigentlich im  Prachtbau des 
„Nationalrates der Nationalen 
F ron t“ am Ostberliner T h ä l­
mannplatz gtan?

D ie Antw ort muß verblüffen: 
Das Präsidium  des „National­
rates“ hat soeben beschlossen, 
die Zahl der „Haus- und H o f­
gemeinschaften der Nationalen 
F ron t“ bis zum 1. A pril 1957 um 
30 Prozent zu erhöhen und den. 
Monat Mai zum „Kam pfm önat“ ' 
unter der Landbevölkerung zu 
machen. Der „Nationalrat“ hat 
seit mehr als anderthalb Jahren 
nicht eine einzige Tagung ab­
gehalten,, die sich ernstlich m it 
F ragen  der W iederverein igung 
befaßte. Kein  M itg lied  seines" 
Präsidium s ist sich auch nur im  • 
entferntesten darüber klar, w ie 
eine friedliche W iederverein i­
gung vo llzogen werden kann 
und was in ihrem F a ll ver­
anlaßt werden muß. Am  w en ig­
sten aber weiß dies der „P rä s i­
dent“  selbst, der Vorsitzende 
des Nationalrats, P ro f. Dr. 
Erich Gorrens . . „

„W as muß man da tun?“
Correns ist einer jener so­

wjetzonalen W issenschaftler, 
die i—s in streng bürgerlichem 
Kähmen aufgewachsen —  gut­
gläubig der SED zum Opfer 
fielen und von dieser als T a r ­
nung fü r bestimmte Taktiken 
des kommunistischen Kam pfes 
la u fen d , mißbraucht werden. 
Der im  M ai 60 Jahre alt g e ­
wordene Correns stammt aus 
einer angesehenen Tübinger 
Beamtenfamilie. E r  hat sich be­
reits als junger Akadem iker 
nach dem ersten W e ltk rieg  
einen Namen in  'der Kunst­
faserindustrie gemacht. W e il 
seine erste Frau Jüdin war, 
geriet er unbeabsichtigt in den 
Strudel nationalsozialistischen 
Kassenwahns und g in g  zu einer 
etwas abstrakten Abart des 
Antifaschismus über. E r sah 
nicht die D iktatur, sondern nur 
ihre Exponenten und fiel sofort 
auf die neuen Diktatoren her­

ERICH CORRENS

ein, nur, w eil sie die von ihm 
Gehaßten bekämpften.

D ie Kommunisten wollten ihn 
1945. zum Bürgerm eister von 
L e ip z ig  machen. E r antwortete 
auf das Angebot nur w elt­
frem d: „Ja, bitteschön. Aber — 
was muß man denn da tun?“ 
Da ließen sie ihn im  stillen 
Stübchen W eiterarbeiten und 
holten ihn erst. 1947 w ieder — 
nun als D irektor des Schwar- 
zaer Kunstfaserwerkes „W il­
helm P ieck “  —  aus der „Bür- 
gerlichen-Kartei“  hervor. 1950, 
auf dem 1. Nationalkongreß der 
Nationalen Front, zu dem ihn 
sein Betrieb als Delegierten 
schickte, wurde er überraschend 
als Vorsitzender des Präsidiums 
gewählt. Ein Jahr zuvor gab 
ihm die SED den Nationalpreis 
I I I .  Klasse, fü r den er ihr eine 
moderne^ Kunstfaserindustrie 
aus dem N ichts heraus schuf.

W elcher Ruhm ist größer?
Unfähig, das System, dem er 

diente, zu durchschauen, trat 
der Zwiespalt an den zuweilen 
eitlep Mann heran: W elcher
Ruhm ist größer —  der der 
Wissenschaft oder der der P o li­
tik?, 1951 gaben sie ihm das 
„Institut fü r Faserstoff-For- 
schungen“ in  Teltow-S.eehof, 
um ihn "von der fachlichen 
A rbeit der Betriebsführung zu 
entlasten. Nun eilte Correns 
zwischen Ostberlin und Teltow

hin und her, um sich in  Po litik  
und Wissenschaft zu teilen. Die 
Volkskammer setzte ihn als 
Abgeordneten fü r den Bezirk 
Chemnitz ein, die Akadem ie er­
nannte ihn zum Professor, 
P ieck  gab ihm den „Vaterlän­
dischen Verdienstorden“ in 
Gold —  eine fü r einen „Bürger­
lichen“ ungewöhnlich hohe Aus­
zeichnung —  und die N ord ­
koreaner bedachten ihn m it 
dem Staatsbannerorden.

So dekoriert, präsidierte er 
fortan  der „Nationalen Fron t“ , 
h a lf „Haus- und H o f gern ein- 
schaften“ organisieren und 
wunderte sich nur zuweilen, 
daß sowenig jiber die W ieder­
verein igung theoretisiert wer­
den ' sollte. Dem  exakten W is ­
senschaftler m ag das befrem d­
lich angekommen sein: Ein
Chef eines obersten „W ieder- 
verein igungs“-Gremiums, der 
nur als Dekorations- und Aus­
stellungsstück fu ngiert! D er 
m it einem Gehalt von 2800 Ost­
m ark monatlich eine politische 
Nebenfunktion ausübt, die an­
dererseits fast einem M inister­
rang entspricht.

„D ie  machen das ohne m ich!“

E r selbst nimmt das alles von 
der repräsentativen Seite. Eine 
wissenschaftliche Konferenz ist 
ihm lieber als eine Tagung des 
Nationalrats der Nationalen 
Front, die ihn langweilt und 
fü r die ihn nur die Tatsache 
entschädigt, daß sein B ild  und 
seine Kede einen T a g  später 
auf den Titelseiten  aller Zeitun­
gen prangen. Und tagen sie ein­
mal, -während er ■ irgendeinen 
wissenschaftlichen Kongreß be­
sucht, beschwichtigt er die 
F rager : „Ach, die in Berlin, die 
machen das ohne m ich!“ D ie 
„Nationale F ron t“ ist fü r ihn 
ein D ing w ie  ein technisch­
wissenschaftlicher Verein, dem 
man halt als Ehrenpräsident an­
gehört, ohne sonderlich von ihm 
gepackt zu sein. D ie SED freut 
dies nicht w en ig : Correns ist 
ein bequemes Aushängeschild. 
W ie  schön, wenn man einen 
solchen Mann unter die in Mos­
kau geschulten Galgenvögel der 
kommunistischen Einheit m i­
schen kann . . ,



Eigenberichte aus Budapest
W ie die SED-Presse ihre Leser über Ungarn in form iert
Seit knapp zw ei W ochen bringt eine Reihe sowjetzonaler Zei­

tungen kontinuierlich „E igenberichte“  ihrer Sonderkorrespon­
denten aus Budapest. W e r  mehrere dieser B lätter zugleich 
verfo lg t, w ird  sieh bereits über d ie U niform ität dieser 
„Erlebnisberichte“  gewundert haben. G leichzeitig erweisen sich 
d ie  dort verm ittelten Inform ationen als derart unrichtig und 
ganz offensichtlich den Tatsachen widersprechend, daß jeder 
ungarisch sprechende Sowjetzonenbürger diese Berichte allein 
au f Grund der o ffiz ie ll von Radio Budapest gesendeten Nach­
richten und Komm entare dementieren kann. D ie  folgenden 
Begebenheiten m ögen dies zum T e il erklären.
A ls die Reg ierung Kadar dank 

der Unterstützung sowjetischer 
Panzer die Macht in  Budapest 
übernahm, befanden sich in der 
ungarischen Hauptstadt insge­
samt acht sowjetzonale Jour­
nalisten. D iese wurden darauf­
hin von ihren Zeitungen au fge­
fordert, sich m it dem neugebil­
deten Inform ationsam t des K a ­
binetts Kadar in  Verbindung zu 
setzen und bis auf w eiteres als 
Korrespondenten in Budapest 
zu bleiben.

Zwei .Tage spater berichteten 
die Journalisten übereinstim­
mend, daß es ihnen nicht m ög­
lich sei, die Hauptstadt zu ver­
lassen und daß sie „bis zur 
K lärung der L a g e “ einer tä g ­
lichen Pressebesprechung bei­
wohnen dürften, die gemeinsam 
von Vertretern des ungarischen 
Außenministeriums, des In fo r­
mationsamtes und einer sow je­
tischen Verbindungsstelle ver­
anstaltet würde.

Reise im Sowjetkonvoi
Erst M itte Novem ber wurde 

einer kleinen Gruppe deutscher, 
polnischer und jugoslawischer 
Journalisten gestattet, sich 
einer Inspektionsfahrt des Bu- 
dapester Sow'jet-Hauptquartiers 
anzuschließen. Diese B litzfahrt 
führte durch Nord- und Ost- 
Ungarn und dauerte insgesamt 
drei Tage. Man erklärte in den 
meisten Orten den Korrespon­
denten, sie sollten aus Sicher­
heitsgründen nicht die von So­
w jetsoldaten geführten Arm ee- 
Omnibusse verlassen. Den Jour­
nalisten wurde dafür ein laû - 
fender Komm entar sowjetischer 
Presseoffiziere gegeben.

Erst als sich zwei polnische 
und ein jugoslawischer Journa­
list weigerten, diese A rt der In ­
formation anzuerkennen und 
damit drohten, ihren Zeitungen 
an Stelle der angekündigten Be­
richterstattung einen entspre­
chenden H inw eis anzuempfeh­

len, wurden E inzel-In terview s 
m it der ungarischen Bevölke­
rung gestattet. Sofort nach der 
Rückkehr in  die ungarische 
Hauptstadt veranstalteten die 
Kadar-Leute und sowjetische 
O ffiziere eine' erneute Presse­
konferenz, auf der das Ergebnis 
der Rundfahrt „ausgewertet“ 
wurde. D er fast acht T a ge  spä­
ter vom  „Neuen Deutschland“ 
veröffentlichte „Erlebnisbericht“ 
seines stellvertretenden Chefre­
dakteurs Georg S tib i entspricht 
dabei in verblüffender Form  
dem Bulletin  des ungarischen 
Informationsamtes, das gleich­
ze itig  an a lle  sowjetzonalen R e ­
daktionen ging. S tib i w ie auch 
der „BZ-am -Abend“ -Redakteur 
Hang Preuß beziehen ihre „E i­
geninformationen“  also tatsäch­
lich von den örtlichen Presse­
offizieren, ohne selbst die M ög­
lichkeit zu haben, d ie L a ge  in 
Ungarn ernstlich zu unter­
suchen.

Der Fall N agy

W ie sehr sich die SED-Presse 
dabei von der Sowjetzensur len­
ken läßt, envies sich am W o ­
chenende im F a ll Irnre N agy . 
Nachdem die Budapester So­
w jetbehörden den- ungarischen 
Ministerpräsidenten unter ekla- 
tahtem W ortbruch aus der Ju­
goslawischen Botschaft. —  in 
der N agy  A sy l genoß — gelockt 
und nach Rumänien verschleppt 
hatten, schlugen sowohl die pol­
nischen als auch die ju goslaw i­
schen Joiinm listen Alarm . In  
jed er B elgrader und Warschauer 
Zeitung konnte man tags dar­
auf in mehr oder w en iger o ffe­
ner Form  die Durchführung 
dieses Banditenstreiches nachle- 
sen. W as aber machten die SED- 
Korrespondenten? Stibi und 
sein Redaktionskollege W erner 
Kolm ar berichteten wortgetreu  
im „Neuen Deutschland“ die 
von den Budapester Sowjethe-

SSD, herhören!
Der k leine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt efine 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß sein© Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruh ig hei der Po lize i 
oder beim Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben, übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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hörden am Sonnabend abgege­
bene Erklärung, die diese selbst 
einen T a g  später teilw eise w i­
derrufen mußten.

SED stoppt Berichte
D ie Schuld an solcher Rück- 

gratlosigkeit darf jedoch nicht 
a llein  bei den kommunistischen 
Journalisten gesucht werden. 
Bereits vor vierzehn Tagen  gab 
die Abteilung Presselenkung 
des SED-Zentralkomitees auf 
einer Arbeitsbesprechung Ost­
berliner Chefredakteure be­
kannt, daß man sich bei der 
Berichterstattung über Ungarn 
au f „o ffiz ie lle“  Bekanntgaben 
beschränken möge. D ie Aufgabe 
der Korrespondenten aber sei 
es, „gute Kontakte“  zu den Bu­
dapester Presseoffizieren zu hal­
ten.

Es ließe sich noch mehr dazu 
berichten, A ber bereits diese 
wenigen Einblicke mögen zei­
gen, daß man gegenw ärtig  auf 
die Ungarn - Berichterstattung 
der SED-Blätter gut und gerne 
verzichten kann. Selbst der 
Warschauer Rundfunk dürfte in 
seinen deutsprachigen Sendun­
gen fü r die Zonenbevölkerung 
zur Zeit eine bessere und ob­
jek tivere Berichterstattung bie­
ten,



Kugelstoßen Nikita, wir sind leck"

W ir und die Ostvölher
(Fortse tzung  von Seite 2)

tischen Gebiet und auf dem der 
Methode. W ir  ■werden davon 
ausgehen müssen, daß w ir  uns 
auf den Freiheitsdrang der ost­
europäischen Völker ebenso ver­
lassen können w ie  auf den un­
verzichtbaren W illen  der B evöl­
kerung der Zone, w ieder m it al­
len Deutschen vereint in einem 
Staate eigener Ordnung zu le­
ben. W ir  können diesen Deut­
schen unter wachsam gesicher­
ten- Voraussetzungen einiges zu­
muten, was sie zu tragen und 
richtig  zu handhaben wissen, 
wenn sie einmal zur Entschei­
dung aufgerufen werden. W ir  
sollten uns ferner —  das g ilt  
zugleich fü r die Sache und die 
M ethode —  dichter und offener 
als bisher an die - Kern fragen  
des Deutschlandproblems diplo­
matisch herantasten: an den 
politischen und militärischen 
Status eines w ledervereinten

Deutschland und an seine Stel­
lung in  einem europäischen S i­
cherheitssystem, das angesichts 
der Entw icklung in  den ost­
europäischen Ländern zweifellos 
einen höheren W ert gewonnen 
hat. Es g ib t h ier gew iß eiserne 
Grenzen, die der verantwort­
liche Staatsmann bedenken muß, 
aber fü r  eine ein fallreiche D i­
plomatie g ib t es immer auch 
neue W ege, die an den unver­
rückbaren Grenzen vorbei zu 
einer Lösung führen können. 
D ie  W erte, die w ir  bewahren 
müssen, bleiben unverändert; 
aber die Maßstäbe, die w ir  an 
die Methoden ih rer Sicherung 
legen, verändern sich.

M it veränderten Maßstäben 
sollten w ir  nicht nur an das 
Gespräch m it Moskau heran- 
gehen, das gegenw ärtig  in  der 
ganzen. W e lt  stockt, aber zu ge­
gebener Zeit w ieder aufgenom- 
m en  werden muß, sondern auch

an unsere Beziehungen zu den 
osteuropäischen Ländern. Ge­
rade w e il die Entw icklung iiv 
diesen Ländern so eng m it un­
serer eigenen Au fgabe der W ie ­
dervereinigung verknüpft ist, 
können sich hier gemeinsame 
Interessen ergeben, deren W ah­
rung beiden Te ilen  nützt. W ir  
sollten m it ihnen eine Form  d i­
plomatischen Verkehrs finden, 
die unsere Au fgabe der W ieder­
verein igung nicht beeinträchtigt 
und selbstverständlich (im  F a lle  
Po len ) unsere H altung gegen ­
über den deutschen Ostgrenzen 
nicht präjudiziert, deren R ege­
lung w ir  aus Rechtsgrtinden 
dem Friedens vertrag  Vorbehal­
ten müssen.

D ie  W e lt  hat heute anders 
Sorgen als die deutsche F rage. 
S ie liegen  im  Machtkampf des , 
Krem ls, sie liegen  in Ungarn 
und Ägypten. Doch sollten w ir  
uns schon je tz t  fü r  eine um­
fassende A k tiv itä t an a lles  
Fronten der Pautschlandfragg 
rüsten.
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